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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kommission zur Vorbereitung der Steuerreform 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/3283 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP vom 25. September 
1968 beantworte ich namens der Bundesregierung wie folgt: 

1. Mit welchem Auftrag und mit welcher Zielsetzung arbeitet die 
von der Bundesregierung beauftragte Kommission zur Vor- 
bereitung der Steuerreform? 

Die Steuerreformkommission, deren Bildung in Kürze abge- 
schlossen sein wird, erhält den Auftrag, ein Gutachten zur Vor- 
bereitung einer umfassenden Steuerreform auszuarbeiten. Das 
Gutachten soll sich auf die direkten und die indirekten Steuern 
und auf die Prämiengesetze erstrecken. Von den Vorschlägen 
der Kommission wird erwartet, daß sie zu einem Steuerrecht 
führen, das den Zielsetzungen einer modernen Finanzpolitik 
entspricht sowie den Grundsatz der Gleichmäßigkeit und der 
sozialen Gerechtigkeit der Besteuerung berücksichtigt. Die Mög- 
lichkeiten zum weiteren Abbau von Steuervergünstigungen 
sollen eingehend untersucht werden. In die Überlegungen ein- 
bezogen werden sollen auch die Harmonisierungsbestrebungen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. Bei allen ihren Über- 
legungen wird die Steuerreformkommission besonderes Ge- 
wicht auf das Ziel einer Steuervereinfachung zu legen haben. 

Das Volumen der Steuereinnahmen gegenüber dem jetzigen 
Rechtszustand einschließlich der normalen Zuwachsquote soll 
durch die Steuerreform nicht verändert werden. 

Es wird erwartet, daß die Steuerreformkommission ihr Gutachten 
spätestens Mitte 1970 vorlegt. 
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2. Sind Auftrag und Zielsetzung mit Ländern und Gemeinden ab- 
gestimmt worden? 

Der an die Steuerreformkommission zu erteilende Auftrag ist 
mit den Ländern und den kommunalen Spitzenverbänden vorher 
nicht ausdrücklich abgestimmt worden. Hierbei gehe ich davon 
aus, daß die Steuerreformkommission Sachverständige der 
Länder und der kommunalen Spitzenverbände hören wird, so- 
weit das im einzelnen erforderlich ist. Damit dürfte gewähr- 
leistet sein, daß die Auffassungen der Länder und der Gemein- 
den von der Steuerreformkommission ausreichend berücksich- 
tigt werden. Zudem gehören der Kommission drei ehemalige 
Landesfinanzminister an. 


3. Muß die Bundesregierung nicht auch befürchten, daß durch die 
Einsetzung und den späten Abschlußtermin der Arbeit dieser 
Kommission erneut die dringend notwendige Verbesserung der 
Gemeindefinanzen verzögert wird? 

Durch die Einsetzung der Kommission und den Abschlußtermin 
für ihre Arbeit wird die Gemeindefinanzreform nicht verzögert. 

Die Bundesregierung hat ihr Programm für die Gemeindefinanz- 
reform vorgelegt. Die zur Verwirklichung erforderlichen Ände- 
rungen des Grundgesetzes sind im Entwurf des Finanzreform- 
gesetzes (Drucksadie V/2861) enthalten, über den zur Zeit in 
den Ausschüssen des Bundestages beraten wird. Dieses Gesetz 
wie auch die gesetzlichen Regelungen zur Durchführung der 
Gemeindefinanzreform sollen noch in dieser Legislaturperiode 
verabschiedet werden, so daß die Verbesserung der Gemeinde- 
finanzen, wie geplant, ab 1. Januar 1970 wirksam werden kann. 

Das Gemeindefinanzsystem soll dadurch verbessert werden, 
daß - neben der Verstärkung der Gemeindefinanzen - ein Teil 
der Gewerbesteuer durch eine Beteiligung der Gemeinden am 
örtlichen Aufkommen der Einkommensteuer ersetzt wird. Da- 
durch werden die durch die Gewerbesteuer bedingten Steuer- 
kraftunterschiede unter den Gemeinden vermindert, die Ge- 
meinden unmittelbar an der Einkommensteuerleistung ihrer 
Bürger beteiligt und die Gemeindesteuern weniger konjunktur- 
anfällig. Zum Ausgleich ihrer Mindereinnahmen infolge der 
Beteiligung der Gemeinden an der Einkommensteuer sollen 
Bund und Länder an der Gewerbesteuer in der Form einer 
Umlage beteiligt werden. Damit werden die Mängel des Ge- 
meindefinanzsystems infolge des Übergewichts der Gewerbe- 
steuer behoben, ohne daß schon in dieser Phase ein grund- 
legender Eingriff in die Steuerbelastung notwendig wäre. 
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